Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1515 


Der Bundesminister der Finanzen 

VI A/6 - BIF 4379 - 20/59 


Bonn, den 23. Dezember 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entschädigung für die Rückgabe sogenannter Über- 
schußgüter 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 1469 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte idi im Einvernehmen 
mit dem Herrn Buridesminister für Wirtschaft wie folgt: 

Zu Frage 1 

Die Bundesregierung hat keine Verpfliditung zur Entschädigung 
für die Rückgabe sogenannter übersdmßgüter übernommen. Die 
angeblichen Sdiadensersatzansprüdie Dritter aus der Rücknahme 
von übersdiußgütern durdr die amerikanische Armee während der 
Korea-Krise können sidi allein gegen die StEG als Vertragspart- 
nerin der Dritten oder ihre Reditsnadifolgerin für das sogenannte 
,,Amerika-Gesdiäft", die Treuhand-Abwicklungs-Geseilsdiaft 
mbH (Treuag) in Frankfurt am Main, riditen. Ob die behaupteten 
Ansprüdre dem Grunde und der Höhe nach berechtigt sind, richtet 
sich nach bürgerlichem Recht (§§ 433 ff., 323 ff. BGB). Die StEG 
und später dieTreiiag habeneinenTeil der angeblichen Ansprüche 
ohne Anerkennung einer Rechtspflicht durch Vergleidi erledigt, 
über andere Ansprüdie schweben Prozesse zwischen der Treuag 
und den Dritten vor deutschen Gerichten. 

Zu Frage 2 

Die Bundesregierung oder die Treuag hält keine Beträge 
zurück, die sie an die angeblichen Anspruchsberechtigten aiis- 
zuzahlen oder an die amerikanische Armee zurückzuerstatten 
liätte. Die Bundesregierung hat im Zusammenhang mit den 
angeblichen Schadensersatzansprüdien Dritter aus US-Rück" 
nahmen lediglich durch den Abschluß von zwei deutsdi-ame- 
rikanischen Regierungsabkommen vom 17. Mai/T7. August 1954 
und 11. März/14. April 1955, die aufgrund von Artikel VII 
Abs. 2 Satz 2 des Londoner Überschußgüterabkommens vom 
27. Februar 1953 getroffen worden sind, eine Reihe von Gut- 
schriften auf die Sdiuld der Bundesrepublik aus dem ,,Ame- 
rika-GesdiäfP' erlangt. Diese Gutsdiriften hat die Regierung 
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der Vereinigten Staaten gewährt in Erstattung der von der 
StEG oder der Treuag bereits gezahlten Vergleichsbeträge oder 
allgemein zur Abgeltung der etwaigen späteren Rückgriffsan- 
sprüche der Bundesrepublik daraus, daß die Dritten ihre an- 
geblichen Schadensersatzansprüche aus US-Rücknahmen mit 
Erfolg vor deutschen Gerichten geltend machen (vgl. oben zu 
Frage 1). Die Gutschriften sind also nicht gewährt worden, 
damit die Bundesregierung oder die Treuag die entsprechenden 
Beträge an die Dritten auszahlt. In dem Abkommen vom 
17. Mai/17. August 1954 ist vielmehr ausdrücklich vereinbart, daß 
,, jegliche weitere Auseinandersetzung mit den Anspruchstellern'' 
sowie ,,alle in bezug auf die Ansprüche gegebenenfalls zutreffen- 
den Regelungen" Aufgabe der Bundesregierung sind. Insbe- 
sondere aufgrund dieser Vereinbarung sind die Vergleiche von 
der Treuag geschlossen worden und werden die Prozesse von ihr 
geführt. Die Treuag selbst hat im Zusammenhang mit den angeb- 
lichen Schadensersatzansprüchen Dritter aus US-Rücknahmen 
weder eine Gutschrift noch irgendwelche Beträge gezahlt erhalten. 


Etzel 
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